
  Drucksache 16 / 10 214
   Kleine Anfrage

16. Wahlperiode   
 
 
 

Kleine Anfrage   
 
des Abgeordneten Özcan Mutlu (Bündnis 90/Die Grünen)   
 
vom 16. Januar 2007 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 16. Januar 2007) und  Antwort 

Einbürgerung in Berlin - Bedeutung der „rassischen Herkunft“ für die Einbürgerung 
 

     Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 
Kleine Anfrage wie folgt: 

 
1. Ist dem Senat das Formular „Erklärung zum 

Einbürgerungsantrag“ IC 228 Datenschutzerklärung 
(06/04) bekannt? 

 
Zu 1.: Ja. 
 
2. Wer trägt für dieses Formular die Verantwortung? 
 
Zu 2.: Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport. 
 
3. Wird dieses Formular von den bezirklichen Ein-

bürgerungsämtern bzw. Standesämtern weiterhin ange-
wendet? 

 
Zu 3.: Ja. 
 
4. Teilt der Senat die aus dem Formular hervorge-

hende Auffassung, dass die Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten „Rasse“ ein relevantes Kriterium bei der Ein-
bürgerung ist? 

 
5.  Falls ja, welche Rolle spielt die „rassische Her-

kunft“ für die Frage der Einbürgerung? 
 
6.  Was versteht der Senat unter „rassischer und ethni-

scher Herkunft“, und worin besteht der Unterschied zwi-
schen „ethnischer und rassischer Herkunft“? 

 
7. Welche Behörde erfasst auf welcher Rechtsgrund-

lage zu welchem Zweck die „rassische Herkunft“, und auf 
welchen wissenschaftlichen Erkenntnissen und Theorien 
basiert diese Erfassung? 

 
8. Welche Anlässe haben dazu geführt, die Frage 

nach der „rassischen Herkunft“ nach dem 30.07.2001 
zusätzlich in das Formular „Erklärung zum Einbürge-
rungsantrag“ aufzunehmen? 

 
Zu 4. bis 8.: Weder die rassische noch die ethnische 

Herkunft des Antragstellers/der Antragstellerin wird im 
Antragsvordruck (Anlage 1) für die Einbürgerung erfragt 
und erfasst. Auch ist die Zugehörigkeit zu einer bestimm-
ten „Rasse“ natürlich kein für die Einbürgerung relevan-
tes Kriterium. 

Die Formulierung „rassische und ethnische Herkunft“ 
im Vordruck „Datenschutzerklärung“ ist dem vom Berli-
ner Abgeordnetenhaus am 12.07.2001 beschlossenen § 6a 
Abs. 1 des Berliner Datenschutzgesetzes (BlnDSG) in der 
Fassung vom 30.07.2001 entnommen, der wiederum Ar-
tikel 8 der Richtlinie 95/46/EG (EG Datenschutzrichtli-
nie) umsetzt (Anlage 2).  

 
Das Formular der Erklärung zum Einbürgerungsantrag 

wird dennoch künftig in der Form verändert, dass der 
letzte Satz der Erklärung nach den Worten „... personen-
bezogenen Daten besonderer Kategorien nach § 6a Abs. 1 
BlnDSG“ endet. Der Verzicht auf die Wiedergabe des im 
Zusammenhang mit der Volkszugehörigkeit (Nationalität) 
relevanten Teils des Wortlauts des § 6a Abs. 1 BlnDSG 
erscheint trotz der dann geringeren Transparenz für den 
Einbürgerungsbewerber / die Einbürgerungsbewerberin 
vertretbar (Anlage 3). 

 
Angaben des Antragstellers/der Antragstellerin zu sei-

ner/ihrer Herkunft im Zusammenhang mit der Frage nach 
der Volkszugehörigkeit (Nationalität) im Antragsvordruck 
können dazu beitragen, die aktuelle Staatsangehörigkeit 
eines Antragstellers/einer Antragstellerin zu klären. Gibt 
ein/e Antragsteller/in etwa bei der Frage nach der Volks-
zugehörigkeit „Kosovo-Albaner“ an, ist damit regelmäßig 
geklärt, dass er/sie die serbische Staatsangehörigkeit be-
sitzt. Obwohl grundsätzlich nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
StAG die bisherige Staatsangehörigkeit aufgegeben wer-
den muss, kann in diesem Fall dann gemäß § 12 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3 StAG unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit 
eingebürgert werden, weil der serbische Staat regelmäßig 
die Entlassung aus Gründen versagt, die der „Kosovo-
Albaner“ nicht zu vertreten hat. Auch im Zusammenhang 
mit einem Verfolgungsschicksal können solche Angaben 
für den Antragsteller/die Antragstellerin hilfreich sein. 
 
 
Berlin, den 31. Januar 2007 
 
 

D r.   E h r h a r t   K ö r t i n g 
Senator für Inneres und Sport 

 
 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 14. Februar 2007) 
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Erklärung zum Einbürgerungsantrag 
 
vom ____________________ 
 
 
Name, Vorname 
 
 
Anschrift 
 
 
 
Im Einbürgerungsverfahren ist es zur Prüfung der gesetzlichen Einbürgerungsvoraussetzungen notwendig, dass bei den 
jeweils zuständigen Behörden Ermittlungen durchgeführt und gegebenenfalls Akten eingesehen werden. Die Ergebnisse der 
Ermittlungen werden Bestandteil der Einbürgerungsakte. 
 
In Ihrem Fall sind folgende Behörden oder öffentliche Stellen zu beteiligen: 
 
❏  Bundeszentralregister 
 
❏  Landeskriminalamt Berlin 
 
 ❏  und, sofern Ermittlungsverfahren bekannt werden, die Strafverfolgungsbehörden 
  (Staats- bzw. Amtsanwaltschaften) und die Gerichte 
 
❏  Staatsanwaltschaft 
 
❏  Meldebehörde 
 
❏  Ausländerbehörde 
 
❏  Verfassungsschutz 
 
❏  Staatsangehörigkeitsbehörde am früheren bzw. zweiten Wohnsitz 
 
❏  Finanzbehörden und Ermittlungsbehörden in Steuerstrafsachen 
 
❏  _____________________________________________________ 
 
 
Gemäß § 10 des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten in der Berliner Verwaltung (Berliner Datenschutzgesetz   
- BlnDSG -) in der Fassung vom 17. Dezember 1990 (GVBl. 1991 S. 16, 54), zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung 
des Berliner Datenschutzgesetzes und anderer datenschutzrechtlicher Regelungen vom 30. Juli 2001 (GVBl. S. 305), sind 
die personenbezogenen Daten grundsätzlich bei dem Betroffenen mit seiner Kenntnis zu erheben. 
 
Ich weise Sie darauf hin, dass Sie Ihre Einwilligung hierzu verweigern können. In diesem Fall ist eine abschließende Prüfung 
Ihres Antrages allerdings nicht möglich. 
__________________________________________________________________________ 
 
Ich erteile meine Einwilligung gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 BlnDSG zur Verarbeitung der für mein Einbürgerungsverfahren erfor-
derlichen personenbezogenen Daten bei den oben gekennzeichneten Behörden oder öffentlichen Stellen. 
 
In diesem Zusammenhang nehme ich gemäß § 16 Abs. 2 BlnDSG zur Kenntnis, dass meine personenbezogenen Daten für 
das Einbürgerungsverfahren in einer automatisierten Datei bei der Einbürgerungsbehörde gespeichert werden. Diese Datei 
wird ausschließlich verwaltungsintern zur automatisierten Bearbeitung meines Antrages benutzt und nach Abschluss des 
Verfahrens archiviert. Auf Antrag können die Daten gelöscht werden. Die Dateibeschreibung nach § 19 Abs. 2 BlnDSG liegt 
dem behördlichen Datenschutzbeauftragten vor und kann dort eingesehen werden. 
 
Ich erteile ferner ausdrücklich meine Einwilligung gemäß § 6a Abs. 2 BlnDSG zur Verarbeitung der für mein Einbürgerungs-
verfahren erforderlichen personenbezogenen Daten nach § 6a Abs. 1 BlnDSG. 
 
Berlin, den ____________________  ________________________________________________________ 
      (Unterschrift) 
 
 
I C 228 - Datenschutzerklärung (06/04) 




